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Datum: 04.04.2017 
 
Rechtsvorschriften: § 9 Absatz 1 Satz 2 KSchG 
 
Orientierungshilfe: 
 
Der Auflösungsantrag des Arbeitgebers, der nach einer unwirksamen verhaltensbedingten 
Kündigung gestellt wird, kann nicht allein auf erhebliche krankheitsbedingte Fehlzeiten 
gestützt werden. 
 
 
 

Urteil: 

 

 

1. Die Berufung des Beklagten gegen das Endurteil des Arbeitsgerichts Nürnberg 

vom 21.07.2016 wird kostenpflichtig zurückgewiesen. 

 

2. Hinsichtlich der Abweisung des Auflösungsantrags wird die Revision zugelassen. 

 

 

Tatbestand: 

Die Parteien streiten um den Bestand eines Arbeitsverhältnisses. 

Die Klägerin steht seit 15.11.2001 beim Beklagten in einem Angestelltenverhältnis. Sie ist 

an der F… beschäftigt. Seit April 2006 ist sie im damals neu gegründeten International 

Office (IO) der Technischen Fakultät tätig. Der Technischen Fakultät steht das Dekanat 

der Fakultät vor, diesem die Dekanin. Daneben gibt es Prodekane und Studiendekane. 

Die Fakultätsverwaltung wird durch den Geschäftsführer durchgeführt. Die Geschäftsfüh-

rung ist für alle administrativen, haushaltsrechtlichen und personalrechtlichen Fragen zu-

ständig. Seit Mai 2013 oblag die Geschäftsführung Frau Dr. M…. An der Technischen 
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Fakultät war der erste Prodekan Professor Dr. G… fachlich für Forschung und Internatio-

nalisierung zuständig.  

In einer Aufstellung vom 18.12.2013, die von der Klägerin sowie von Herrn Professor Dr. 

G… unterschrieben ist (Bl. 22/23 d.A.), ist der Aufgabenbereich der Klägerin im Internati-

onal Office der Technischen Fakultät beschrieben. Darin heißt es, das International Office 

sei Montag bis Donnerstag in der Zeit von 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr und von 13:00 Uhr bis 

15:30 Uhr und am Freitag von 9:00 Uhr bis 13:00 Uhr geöffnet. Außerdem enthält das 

Schriftstück den Hinweis, dass Auswärtstermine, die eine Vertretung sowie gegebenen-

falls eine Schließung erfordern, nur nach Rücksprache mit der Technischen Fakultät De-

kanatsleitung erfolgten. 

Die Klägerin bezieht ein monatliches Gehalt in Höhe von 5.295,70 € brutto. 

Die Klägerin ist mit einem Grad von 50% schwerbehindert. 

Seit dem 01.05.2013 besteht für die Mitarbeiter der Fakultätsverwaltung der Technischen 

Fakultät die Anweisung, am elektronischen Zeiterfassungssystem Arbeitsbeginn und – 

ende zu erfassen. Nach der entsprechenden Anweisung vom 26.04.2013 (Bl. 102 d.A.) 

müssen Dienstgänge innerhalb des Südgeländes nicht angezeigt werden, das Verlassen 

des Geländes ist hingegen im Zeiterfassungsgerät kenntlich zu machen. Es ist das dem 

Arbeitsplatz am nächsten gelegene Zeiterfassungsgerät zu benutzen. Dies ist im Fall der 

Klägerin das Zeiterfassungsgerät Nr. 84. 

Die Klägerin wurde von Frau Dr. M… mit e-mail vom 10.09.2013 (Bl. 103 d.A.) gebeten, 

alle Dienstgänge außerhalb des Südgeländes über die Zeiterfassung anzuzeigen. 

Die Klägerin wurde unter dem 20.01.2014 (Bl. 114 d.A.) abgemahnt, weil sie den Dienst-

weg nicht eingehalten und gegen den Grundsatz der vertrauensvollen Zusammenarbeit 

zwischen Vorgesetzten und Mitarbeitern verstoßen habe. Einer gegen diese Abmahnung 

gerichteten Klage wurde vom Arbeitsgericht stattgegeben. 

Unter dem 24.02.2014 (Bl. 130 d.A.) wurde die Klägerin wegen Missachtung des Dienst-

wegs, Verletzung des Grundsatzes der vertrauensvollen Zusammenarbeit, wegen der 

Vorenthaltung von Informationen und der Diskreditierung von Vorgesetzten abgemahnt. 

Eine gegen diese Abmahnung erhobene Klage wurde abgewiesen.  
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Die Klägerin erfasste am 03.03.2014, 17.03.2014, vom 24. bis 26.03.2014, 01.04.2014 

und am 16.04.2014 ihr „Kommen“ am Terminal Nr. 62 (B…straße 1), an den Tagen 

27.03.2014 und 04.04.2014 am Terminal Nr. 65 (ZUV H…straße 1), an den Tagen 

31.03.2014 und 09.04.2014 am Terminal Nr. 15 (ATD Wohnhaus Ha…straße 2), an den 

Tagen 11.04.2014 und 28.04.2014 am Terminal Nr. 71 (K…platz 9) und an den Tagen 

15.04.2014, 16.04.2014 und 13.05.2014 am Terminal Nr. 53 (Bo…). Am 17.03.2014, am 

27.03.2014, am 31.03.2014, am 01.04.2014, am 08.04.2014, am 11.04.2014, am 

15.04.2014, am 22.04.2014 und am 24.04.2014 bediente die Klägerin bei „Gehen“ das 

Terminal Nr. 62, am 04.04.2014 und am 12.05.2014 das Terminal Nr. 41 (Hal…straße 6-

8), am 09.04.2014 das Terminal Nr. 42 (S…platz 4), am 23.04.2014 das Terminal Nr. 73 

(U…straße 4) und am 29.04.2014 und 30.04.2014 das Terminal Nr. 71. Bei der Bedie-

nung des Zeiterfassungsgeräts drückte die Klägerin nicht die Taste „Dienstgang“.   

Am 10.04.2014 gab es zwischen der Klägerin und Frau Dr. M… einen Austausch vom e-

mails wegen der Bedienung des Zeiterfassungsgeräts. Wegen des Inhalts wird auf die 

vorgelegten Kopien verwiesen (Bl. 17/18 d.A.). Unter dem 15.04.2014 erklärte Frau Dr. 

M… der Klägerin per e-mail (Bl. 17 d.A.), wie das Zeiterfassungsgerät zu bedienen sei. 

Mit Schreiben vom 12.06.2014 (Bl. 106 d.A.) wies die Personalabteilung der F… die Klä-

gerin darauf hin, dass sie im Zeitraum 03.03.2014 bis 13.05.2014 wiederholt nicht im 

Südgelände ein- und ausgestempelt habe, obwohl sich dort ihr Arbeitsplatz befinde, und 

gab ihr die Gelegenheit, die in diesem Zusammenhang gestellten Fragen bis 30.06.2014 

zu beantworten. Eine Äußerung der Klägerin erfolgte nicht. Die Klägerin war vom 

23.06.2014 bis 01.08.2014 durchgehend arbeitsunfähig. 

Der Beklagte hörte den bei ihm bestehenden Personalrat mit Schreiben vom 21.07.2014 

zur beabsichtigten Kündigung an. Wegen des Inhalts des Anhörungsschreibens wird auf 

die vorgelegte Kopie Bezug genommen (Bl. 491 d.A.). 

In einer e-mail, die Herr Professor Dr. Gr… am 19.08.2014 im Zusammenhang mit der 

Übernahme von Kosten für eine Dienstreise an die Dekanin richtete (Bl. 178 d.A.), heißt 

es: 

Die Schwierigkeiten entstehen möglicherweise dadurch, dass die neue Geschäftsführerin 
Frau Dr. M. M… die Hintergründe nicht kennt. Sie hat weder in der Graduate School of En-
gineering noch im PHD-Programm irgendeine Funktion, weder organisatorisch, personell 
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noch administrativ. Ich habe die akademische Leitung, Frau E. Ma… ist Koordinatorin und 
verantwortlich fürs Bewerbungsverfahren und generell die nichtfachliche Betreuung der 
PHD-Studierenden, inkl. der Verwendung der PHD-Mittel. Sie war von Anfang an im Um-
fange von einer Viertelstelle dafür zuständig. Dekan Hu… hat dies dann mit seiner Bestäti-
gung an die Hochschulleitung und an mich dauerhaft garantiert.  

 

Auf Antrag des Beklagten erteilte das Integrationsamt Mittelfranken mit Bescheid vom 

11.03.2015 die Zustimmung zur ordentlichen Kündigung der Klägerin.  

Mit Schreiben vom 20.03.2015 kündigte der Beklagte das Arbeitsverhältnis mit der Kläge-

rin zum 30.09.2015. 

Die Klägerin erhob gegen die Kündigung am 26.03.2015 die vorliegende Klage zum Ar-

beitsgericht Nürnberg.  

In einem Schreiben des Dekans, Herrn Professor Dr. G…, an Herrn Professor Dr. Gr… 

vom 12.05.2015 (Bl. 456 d.A.) heißt es u.a.: 

Die unklare Auslegung von mutmaßlichen, mündlich gemachten Zusagen bereitet Proble-
me bei der Aufgabenerfüllung in der Fakultätsverwaltung und soll nun bereinigt werden. 
Der Fakultätsvorstand hat beschlossen, dass die Koordination der PHD-Programme, so-
fern diese überhaupt durch die beteiligten Lehrstühle fortgeführt werden, nicht durch die 
Fakultät/die Fakultätsverwaltung erfolgt, unabhängig davon, ob dies bisher in irgendeiner 
Weise vereinbart war oder nicht. In diesem Zuge sind Mitarbeiter/-innen des Dekanats als 
Kontaktpersonen aus den Informationsmaterialien zu entfernen. 
. . . 
 

Das Arbeitsgericht gab der Kündigungsschutzklage mit Endurteil vom 21.07.2016 statt. 

Den vom Beklagten hilfsweise gestellten Auflösungsantrag wies es ab. 

Das Urteil wurde dem Beklagten am 19.08.2016 zugestellt. Der Beklagte legte gegen das 

Urteil am 01.09.2016 Berufung ein und begründete sie am 21.11.2016. Bis dahin war die 

Berufungsbegründungsfrist verlängert worden. 

Der Beklagte macht geltend, die Klägerin habe wiederholt und beharrlich die Anweisung, 

alle Dienstgänge außerhalb des Südgeländes zu stempeln, missachtet. Eine Fehlfunktion 

habe es nicht gegeben. Eine selektive Funktion der Karte der Klägerin sei ausgeschlos-

sen. Der Beklagte macht geltend, der Arbeitsplatz der Klägerin habe sich im International 

Office vor Ort befunden. Dort habe sie Studenten, die sie aufsuchten, beraten sollen. Es 

sei nicht nachvollziehbar, welche dienstlichen Termine der Grund dafür gewesen seien, 
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dass die Klägerin fast an jedem Tag den Beginn oder/und das Ende ihrer Arbeitszeit an 

einem anderen als dem ihrem Arbeitsplatz am nächsten befindlichen habe erfassen müs-

sen. Selbst wenn sie Termine gehabt habe, hätte sie dies als Dienstgang kennzeichnen 

müssen. Dass sie das Zeiterfassungsgerät nicht habe bedienen können, stelle eine reine 

Schutzbehauptung dar. Neben den einzelnen Zeiterfassungsterminals befinde sich jeweils 

eine Bedienungsanleitung (Bl. 104). Dass die Klägerin in der Lage gewesen sei, das Zeit-

erfassungsgerät zu bedienen, ergebe sich auch daraus, dass sie am 16.04.2014 um 

14:56 Uhr habe „Kommen“ stempeln können. Um diese Zeit stehe das Gerät auf „Gehen“, 

die Klägerin müsse demgemäß vor dem Hinhalten der Karte auf „Kommen“ gedrückt ha-

ben. 

Der Beklagte trägt vor, das aus den Mitteln des DAAD finanzierte Promotionsprogramm 

sei im Jahr 2007 abgeschlossen worden. Die Fortführung erfolge seitdem durch das CE-

Promotionsprogramm und das CBI-Promotionsprogramm der Universität. Hierfür würden 

Mittel der Universität verwendet. Die angeführten Promotionsprogramme würden nicht 

mehr aktiv betrieben, weswegen die Klägerin dafür auch keine Aufgaben mehr zu über-

nehmen habe. Die Aufgaben der Klägerin seien in der Stellenbeschreibung vom 

18.12.2013 definiert. 

Der Beklagte macht zur Begründung des Auflösungsantrags geltend, es ziehe sich wie ein 

roter Faden durch das Arbeitsverhältnis mit der Klägerin durch, dass sie sich nicht an die 

Dienstanweisungen des Arbeitgebers halte. Das Verhalten der Klägerin gegenüber ihren 

Dienstvorgesetzten müsse eindeutig als illoyal bezeichnet werden. Besonders ins Gewicht 

falle, dass die Klägerin in den vielen arbeitsgerichtlichen Verfahren uneinsichtig an ihren 

falschen Vorstellungen, z.B. hinsichtlich ihrer Aufgaben, den für sie maßgeblichen ar-

beitsvertraglichen Zuständigkeiten etc. festhalte.  

Der Beklagte führt aus, die Klägerin weise im Zeitraum 2012 bis Ende September 2016 

erhebliche krankheitsbedingte Fehlzeiten auf. Wegen der Krankheitszeiten im Einzelnen 

wird auf Seite 19 des Schriftsatzes vom 21.11.2016 Bezug genommen (Bl. 598 d.A.). Der 

Beklagte macht geltend, die häufigen Kurzzeiterkrankungen wirkten sich auf den Betrieb 

erheblich belastend aus. Die hohen Lohnfortzahlungskosten stellten eine unzumutbare 

wirtschaftliche Belastung dar. Selbst wenn die Klägerin sich wenige Tage an ihrem Ar-
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beitsplatz befinde, beschwere sie sich, dass sie überlastet sei und dass sie studentische 

Hilfskräfte benötige.  

Der Beklagte beantragt:  

I. Das Urteil des Arbeitsgerichts Nürnberg vom 21.07.2016, Az.: 15 Ca 1646/15 
wird abgeändert.  
Die Klage wird abgewiesen.  

II. Die Klägerin hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.  

Hilfsweise wird wie in der ersten Instanz der Auflösungsantrag gestellt.   

 

Die Klägerin beantragt:  

I. Die Berufung wird zurückgewiesen.  

II. Der Beklagte trägt auch die weiteren Kosten des Rechtsstreits. 

  

Die Klägerin rügt, der in der Technischen Fakultät bestehende Personalrat sei vor Aus-

spruch der Kündigung nicht ordnungsgemäß angehört worden. 

Sie trägt unter Vorlage eines Schreibens der Technischen Fakultät vom 03.02.2006 (Bl. 

177 d.A.) vor, ihr sei die Leitung des International Office sowie die Koordinatorenstelle für 

Computational Engineering  mit dem PHD – Programm der Graduierten Schule (Graduate 

School of Engineering; GSE) der Technischen Fakultät angeboten worden. Dieses Ange-

bot habe sie angenommen. Die Arbeitsaufteilung sei von Beginn an 50 zu 50 gewesen. 

50% seien Aufgaben für Computational Engineering/PHD/Graduate School of Engineering 

und 50% seien Aufgaben im International Office gewesen. Für den Bereich Computational 

Engineering/PHD/Graduate School of Engineering sei immer Herr Dr. Gr… ihr Vorgesetz-

ter gewesen, für den Bereich International Office zunächst Herr Dr. Gr…, später zum Teil 

die Geschäftsführung.  

Die Klägerin macht geltend, ab Mai 2013 habe sie mit der Zeiterfassung Probleme ge-

habt, weil entweder ihre Karte oder das System nicht richtig funktioniert hätten. 
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Wegen des weitergehenden Vorbringens der Parteien in tatsächlicher und rechtlicher Hin-

sicht wird auf die zwischen ihnen gewechselten Schriftsätze Bezug genommen. 

Eine Beweisaufnahme hat nicht stattgefunden. 

 

Entscheidungsgründe: 

Die Berufung ist zulässig. Sie ist statthaft, § 64 Absatz 1 und Absatz 2 c) ArbGG, sowie 

form- und fristgerecht eingelegt worden, §§ 64 Absatz 6, 66 ArbGG iVm den §§ 519, 520 

ZPO. 

Die Berufung ist unbegründet. 

Die mit Schreiben vom 20.03.2015 ausgesprochene Kündigung des Beklagten hat das 

Arbeitsverhältnis zwischen den Parteien nicht beendet. Sie ist unwirksam. Dabei kann 

dahinstehen, ob der Personalrat vor Ausspruch der Kündigung ordnungsgemäß angehört 

worden ist. Die Kündigung ist sozial ungerechtfertigt, § 1 Absatz 1 KSchG. Insbesondere 

liegen keine Gründe vor, die einer Weiterbeschäftigung der Klägerin entgegenstehen. 

Der Beklagte stützt die Kündigung auf das Verhalten der Klägerin. Nach dem Vorbringen 

des Beklagten hat die Klägerin wider besseres Wissen und obwohl sie hierzu in der Lage 

gewesen wäre, es unterlassen, das seit Mai 2013 installierte Zeiterfassungsgerät ord-

nungsgemäß zu benutzen.  

Der Beklagte macht insoweit geltend, die Klägerin sei verpflichtet gewesen, an dem Ter-

minal, das ihrem Arbeitsplatz am nächsten gewesen sei, „Kommen“ und „Gehen“ zu er-

fassen und insbesondere Dienstgänge kenntlich zu machen, wenn sie das Südgelände 

verließ.  

Dem Beklagten ist darin zuzustimmen, dass die Klägerin gegen diese Vorgaben versto-

ßen hat. 



 

7 Sa 394/16 

- 8 - 

Sie hat im Zeitraum 08.03.2014 bis 13.05.2014 an 23 Tagen beim Kommen und/oder Ge-

hen nicht an einem Terminal innerhalb des Südgeländes ihre Zeit erfasst, ohne dass sie 

hierbei die Funktion „Dienstgang“ verwendet hat. Dies ist zwischen den Parteien unstrei-

tig. 

In diesem Verhalten liegt, unabhängig davon, aus welchem Grund die Klägerin sich au-

ßerhalb des Südgeländes aufhielt, zumindest objektiv eine Pflichtverletzung. 

Es bestand seitens der Geschäftsleitung der Universitätsverwaltung mit Wirkung ab 

01.05.2013 die Anweisung, das Zeiterfassungsgerät entsprechend zu bedienen. Diese 

Anweisung wurde der Klägerin  per e-mail vom 26.04.2013 übermittelt. Auch hierüber 

besteht zwischen den Parteien kein Streit. 

Soweit sich die Klägerin einlässt, sie habe von Anfang an Probleme mit der Zeiterfassung 

gehabt, ihre Karte habe nicht richtig funktioniert, hat der Beklagte zwar ausgeführt, es 

gebe keine selektive Fehlfunktion der Karte, die Klägerin sei auch in der Lage gewesen, 

das Zeiterfassungsgerät zu bedienen. Dies ergebe sich aus dem nicht bestrittenen Um-

stand, dass die Klägerin 16.04.2014 die Funktion „Kommen“ gewählt habe.  

Es kann letztlich dahinstehen, ob bei der Karte der Klägerin eine Fehlfunktion vorlag, oder 

ob die Klägerin nicht in der Lage war, das Zeiterfassungsgerät ohne konkrete Anleitung zu 

bedienen, oder ob die Klägerin lediglich unwillig war, sich mit dem Zeiterfassungsgerät 

auseinanderzusetzen. 

Auch wenn Letzteres der Fall war, kann der Beklagte die Kündigung darauf nicht stützen. 

Vor Ausspruch einer auf die unterbliebene oder unrichtige Bedienung des Zeiterfassungs-

geräts gestützte Kündigung hätte die Klägerin abgemahnt werden müssen. 

Bei der Verpflichtung, das Zeiterfassungsgerät korrekt zu bedienen, insbesondere die 

darin enthaltenen Funktionen zutreffend zu nutzen, handelt es sich um eine Nebenpflicht 

aus dem Arbeitsverhältnis. 

Auch die Verletzung nebenvertraglicher Verpflichtungen kann eine verhaltensbedingte 

Kündigung begründen.  

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts, der sich das erkennende 
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Gericht anschließt, ist grundsätzlich davon auszugehen, dass, beruht die Vertragspflicht-

verletzung auf steuerbarem Verhalten des Arbeitnehmers, sein künftiges Verhalten schon 

durch die Androhung von Folgen für den Bestand des Arbeitsverhältnisses positiv beein-

flusst werden kann. Ordentliche und außerordentliche Kündigung wegen einer Vertrags-

pflichtverletzung setzen deshalb regelmäßig eine Abmahnung voraus. Einer solchen be-

darf es nach Maßgabe des auch in § 314 Absatz 2 iVm. § 323 Absatz 2 BGB zum Aus-

druck kommenden Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes nur dann nicht, wenn bereits ex ante 

erkennbar ist, dass eine Verhaltensänderung in Zukunft auch nach Abmahnung nicht zu 

erwarten steht, oder es sich um eine so schwere Pflichtverletzung handelt, dass selbst 

deren erstmalige Hinnahme dem Arbeitgeber nach objektiven Maßstäben unzumutbar 

und damit offensichtlich – auch für den Arbeitnehmer erkennbar – ausgeschlossen ist (vgl. 

Bundesarbeitsgericht – Urteil vom 19.11.2015 ‒ 2 AZR 217/15; juris). 

Gemessen an diesen Grundsätzen war eine Abmahnung vorliegend nicht entbehrlich.  

Weder sind Ansatzpunkte dafür ersichtlich, insbesondere vom Beklagten nicht vorgetra-

gen, dass die Klägerin ihr Verhalten nicht ändern kann oder will, noch handelt es sich bei 

dem Vorfall um einen solch schweren Pflichtverstoß, dass ein eventueller weiterer Pflicht-

verstoß als für den Arbeitgeber auch im Interesse der Belegschaft nicht hinnehmbar an-

zusehen ist. 

Der Pflichtverstoß, der der Klägerin anzulasten ist, stellt nicht einen so schwerwiegenden 

arbeitsvertraglichen Verstoß dar, dass eine Kündigung ohne Abmahnung gerechtfertigt 

erscheint. Insbesondere behauptet der Beklagte selbst nicht, die Klägerin habe einen Ar-

beitszeitbetrug begangen.  

Es kann auch nicht davon ausgegangen werden, dass die Klägerin sich eine Abmahnung 

nicht hätte zur Warnung dienen lassen.  

Wie bereits das Erstgericht zutreffend ausgeführt hat, fällt es zwar schwer, anzunehmen, 

die Klägerin sei nicht in der Lage gewesen, das Zeiterfassungsgerät richtig zu bedienen. 

Auch wenn, worauf sich der Beklagte beruft, neben jedem Terminal eine Bedienungsan-

leitung hing, war es erforderlich, sich mit dem Gerät auseinander zu setzen. Umgekehrt 

wäre es bei einiger Geduld für jemanden wie die Klägerin sicher auch möglich gewesen, 

das Zeiterfassungsgerät zu bedienen, ohne dass eine Anleitung daneben hing. 
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Der Beklagte hat es indes unterlassen, die Klägerin vor Ort in das Zeiterfassungsgerät 

einzuweisen. Hierzu hätte es, nachdem die Klägerin sich bereits vor Ausspruch der Kün-

digung mehrfach darauf berufen hatte, sie komme mit dem Zeiterfassungsgerät nicht zu-

recht, erhöhte Veranlassung gegeben.  

Erst eine derartige erfolgreiche Anleitung, das Zeiterfassungsgerät richtig zu bedienen, 

hätte die Annahme rechtfertigen können, der Klägerin sei gar nicht daran gelegen gewe-

sen, insbesondere ihre Dienstgänge zu erfassen. Es kann somit nicht davon ausgegan-

gen werden, die Klägerin sei unwillig gewesen und eine eventuell fehlende Bereitschaft, 

das Zeiterfassungsgerät richtig zu bedienen, habe auch durch einen Hinweis auf eine 

mögliche Kündigung nicht behoben werden können. 

Eine einschlägige Abmahnung hat die Klägerin nicht erhalten. 

Sowohl die Abmahnung vom 20.01.2014 als auch die vom 24.02.2014 wurden ausge-

sprochen, weil die Klägerin den Dienstweg nicht eingehalten und gegen den Grundsatz 

der vertrauensvollen Zusammenarbeit zwischen Vorgesetzten und Mitarbeitern verstoßen 

habe. Bei der Abmahnung vom 24.02.2014 kam hinzu, dass der Klägerin vorgehalten 

wurde, sie habe Informationen vorenthalten und Vorgesetzte diskreditiert. 

Dass die Klägerin das Zeiterfassungsgerät nicht ordnungsgemäß bediente, stellt einen 

anderen Pflichtverstoß dar, der einer eigenen Abmahnung bedurfte. 

Vorsorglich wird ausgeführt, dass die Kündigung nicht darauf gestützt werden kann, die 

Klägerin habe ihre Aufgaben nicht ordnungsgemäß erfüllt bzw. habe bei den nicht doku-

mentierten Dienstgängen nicht ihr obliegende Aufgaben wahrgenommen. 

Als Kündigungsgrund kommt dies bereits deshalb nicht in Betracht, weil der Personalrat 

hierzu nicht angehört worden ist. Das Schreiben an den Personalrat vom 21.07.2014 ent-

hält zwar den Hinweis, dass der Klägerin mit Schreiben vom 12.06.2014 vorgeworfen 

wurde, sie habe ihre Arbeitszeit nicht ordnungsgemäß erfasst. Es findet sich indes kein 

Hinweis darauf, die Klägerin habe sich unberechtigt an den Terminals außerhalb des 

Südgeländes aufgehalten. 

Darüber hinaus kann nicht festgestellt werden, ob die Klägerin unberechtigte Dienstgänge 

absolviert hat.  
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Die Klägerin lässt sich dahin ein, sie sei in ihrer Funktion als Mitarbeiterin im Bereich 

Computational Engineering/PHD/Graduate School of Engineering für Herrn Professor Dr. 

Gr… tätig gewesen. 

Soweit die Klägerin geltend macht, sie sei zu 50% ihrer Tätigkeit hierfür verantwortlich 

gewesen, ist dies zwar nicht belegt. Insbesondere geben die Schreiben aus dem Jahr 

2009 nicht zwingend Auskunft darüber, wie die Aufgabenverteilung im Jahr 2014 aussah. 

Aus den übrigen, von der Klägerin vorgelegten Unterlagen ergibt sich indes, dass die Klä-

gerin jedenfalls zu einem Viertel ihrer Arbeitszeit für Herrn Professor Dr. Gr… tätig war.  

So ergibt sich zum einen aus der e-mail von Herrn Professor Dr. Gr… vom 19.08.2014, 

dass die Klägerin „von Anfang an“ im Umfang von einer Viertelstelle Koordinatorin sowie 

verantwortlich für das Bewerbungsverfahren und zuständig für die nichtfachliche Betreu-

ung der PHD-Studierenden war. Dies wird bestätigt durch das Schreiben des Dekans vom 

12.05.2015 an Herrn Professor Dr. Gr…, mit dem diese Zusammenarbeit aufgekündigt 

wurde. 

Aus den Unterlagen, deren Richtigkeit der Beklagte nicht bestreitet, ist zu folgern, dass 

die Klägerin jedenfalls auch für Herrn Professor Dr. Gr… zuständig bzw. in dessen Aufga-

benbereich tätig war. Es wäre Sache der Fakultätsverwaltung gewesen, die verschiede-

nen fachlichen Zuständigkeiten zu koordinieren und insoweit Klarheit zu schaffen, wie 

dies nunmehr durch die Entscheidung des Fakultätsvorstands erfolgt ist. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Klägerin zwar, indem sie Dienstgänge im 

Zeiterfassungsgerät nicht erfasste, gegen arbeitsvertragliche Pflichten verstoßen hat, die 

Kündigung indes wegen des Fehlens einer einschlägigen Abmahnung sozial nicht ge-

rechtfertigt ist. 

Das Arbeitsverhältnis war auch nicht auf Antrag des Beklagten aufzulösen, § 9 Absatz 1 

Satz 2 KSchG. Auch insoweit kann dahinstehen, ob die Kündigung bereits aus formellen 

Gründen unwirksam ist. 

Es liegt jedenfalls ein Auflösungsgrund im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 2 KSchG nicht 

vor. 
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Danach ist das Arbeitsverhältnis auf Antrag des Arbeitgebers seitens des Gerichts aufzu-

lösen, wenn Gründe vorliegen, die eine den Betriebszwecken dienliche weitere Zusam-

menarbeit zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer nicht erwarten lassen.  

Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts, der das erkennende Gericht folgt, 

ist maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung der Frage, ob eine den Betriebszwecken 

dienliche weitere Zusammenarbeit zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu erwarten 

ist, der Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung in der Tatsacheninstanz. Als Auflö-

sungsgründe für den Arbeitgeber gemäß § 9 Absatz 1 Satz 2 KSchG kommen solche 

Umstände in Betracht, die das persönliche Verhältnis zum Arbeitnehmer, die Wertung 

seiner Persönlichkeit, seiner Leistung oder seiner Eignung für die ihm gestellten Aufgaben 

und sein Verhältnis zu den übrigen Mitarbeitern betreffen. Die Gründe, die eine den Be-

triebszwecken dienliche weitere Zusammenarbeit zwischen den Vertragspartnern nicht 

erwarten lassen, müssen allerdings nicht im Verhalten, insbesondere nicht im schuldhaf-

ten Verhalten des Arbeitnehmers liegen. Vielmehr kommt es darauf an, ob die objektive 

Lage beim Schluss der mündlichen Verhandlung in der Tatsacheninstanz beim Arbeitge-

ber die Besorgnis aufkommen lassen kann, dass die weitere Zusammenarbeit mit dem 

Arbeitnehmer gefährdet ist. Als Auflösungsgrund geeignet sind danach etwa Beleidigun-

gen, sonstige ehrverletzende Äußerungen oder persönliche Angriffe des Arbeitnehmers 

gegen den Arbeitgeber, Vorgesetzte oder Kollegen. Dem Arbeitgeber ist es auch nicht 

verwehrt, personenbedingte Gründe als Auflösungsgrund geltend zu machen. Die Grün-

de, die eine dem Betriebszweck dienliche weitere Zusammenarbeit zwischen den Ver-

tragsparteien nicht erwarten lassen, müssen nicht im Verhalten, insbesondere nicht im 

schuldhaften Verhalten des Arbeitnehmers liegen. Vielmehr kommt es darauf an, ob die 

objektive Lage beim Schluss der mündlichen Verhandlung in der Tatsacheninstanz beim 

Arbeitgeber die Besorgnis aufkommen lassen kann, die weitere Zusammenarbeit mit dem 

Arbeitnehmer sei gefährdet. Erforderlich ist eine Gesamtabwägung. Diese verlangt eine 

Berücksichtigung aller Umstände, die für oder gegen die Prognose sprechen, eine weite-

re, den Betriebszwecken dienliche Zusammenarbeit zwischen den Parteien sei nicht mehr 

zu erwarten. Bei dieser Gesamtabwägung sind auch Tatsachen zu berücksichtigen, die 

der Arbeitgeber im Zusammenhang mit Fehlzeiten des Arbeitnehmers vorträgt. Dies gilt 

insbesondere, soweit der Arbeitgeber Pflichtverletzungen des Arbeitnehmers im Zusam-

menhang mit aufgetretenen Krankheitszeiten darlegt und Umstände vorträgt, die für ein-
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zelne Zeiträume Zweifel an einer ärztlich attestierten Arbeitsunfähigkeit aufkommen las-

sen (Bundesarbeitsgericht ‒ Urteil vom 23.06.2005 ‒ 2 AZR 256/04; juris). 

Gemessen an diesen Grundsätzen hat der Beklagte einen Auflösungsgrund nicht vorge-

bracht. 

Der Beklagte macht zum einen geltend, es ziehe sich wie ein roter Faden durch das Ar-

beitsverhältnis mit der Klägerin hindurch, dass sie sich nicht an die Dienstanweisungen 

ihres Arbeitgebers halte. Ihr Verhalten Vorgesetzten gegenüber müsse als illoyal bezeich-

net werden. Die Klägerin scheue sich nicht, Ansehen und Autorität ihrer Vorgesetzten zu 

beschädigen und diese und andere Führungspersonen des Dekanats gegeneinander 

auszuspielen, nur um ihre Position durchzusetzen.  

Dieser Sachvortrag kann die beantragte Auflösung nicht begründen. 

Der Beklagte bezieht sich ersichtlich auf das Verhalten der Klägerin, das zu den Abmah-

nungen vom 20.01.2014 und vom 24.02.2014 geführt hat. Es ist nicht erkennbar, dass die 

Klägerin sich nach Erhalt der letzten Abmahnung in der gerügten Weise verhalten hat 

bzw. sich in Zukunft so verhalten werde. Insbesondere stellt der Umstand, dass die Kläge-

rin das Zeiterfassungsgerät nicht ordnungsgemäß bedient hat, zwar, wie bereits ausge-

führt, einen Verstoß gegen arbeitsvertragliche Pflichten dar. Dieser Verstoß hat indes 

nicht ein Gewicht, das mit den Vorwürfen aus den Abmahnungen vergleichbar wäre. Dort 

ging es um ein Verhalten, das sich aus Arbeitgebersicht gegen die persönliche Integrität 

der Vorgesetzten richtete und Ausfluss von Illoyalität war. Diese Qualifikation ist bei der 

nicht ordnungsgemäßen Bedienung des Zeiterfassungsgeräts nicht gegeben. Ihr fehlt das 

Element des persönlichen Angriffs auf Vorgesetzte. 

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass die Fakultätsverwaltung durch die Entschei-

dung, der Klägerin die Zuständigkeit für die PHD-Programme zu entziehen, das Arbeits-

verhältnis auf eine klarere Basis gestellt hat, so dass die Probleme, wie sie in der Vergan-

genheit zweifelsohne bestanden haben, beispielsweise unfreiwillige Freiräume für die 

Klägerin, nicht mehr auftreten können. 

Schließlich kann die Auflösung des Arbeitsverhältnisses nicht mit den Krankheitszeiten 

der Klägerin begründet werden.   
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Zwar sind Gründe, die in der Person des Arbeitnehmers liegen, nach der oben zitierten 

Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts als Auflösungsgrund nicht generell ausge-

schlossen. Das erkennende Gericht versteht die Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts 

indes nicht dahin, dass allein das Vorliegen krankheitsbedingter Fehlzeiten einen Auflö-

sungsgrund darstellen kann, mithin erhebliche Zeiten der Arbeitsunfähigkeit zur Beendi-

gung eines Arbeitsverhältnisses führen können, ohne dass der Arbeitgeber eine Kündi-

gung aussprechen muss, die ihrerseits am Maßstab des § 1 KSchG gerichtlich überprüf-

bar wäre. Vielmehr kommt nach Auffassung des erkennenden Gerichts Arbeitsunfähigkeit 

des Arbeitnehmers nur dann als Auflösungsgrund in Betracht, wenn Umstände vorliegen, 

die zwar im Zusammenhang mit der Arbeitsunfähigkeit stehen, die aber über die bloße 

Arbeitsunfähigkeit hinausgehen. Zu nennen wäre hier beispielsweise eine bestehende 

Unzuverlässigkeit des Arbeitnehmers, die sich im Zusammenhang mit der Arbeitsunfähig-

keit offenbart. Andernfalls würde man dem Arbeitnehmer den Schutz des § 1 KSchG und 

anderer kündigungsrechtlicher Schutzvorschriften nehmen. Dies gilt insbesondere dann, 

wenn der Arbeitnehmer, wie hier, schwerbehindert ist und eine Kündigung nur mit Zu-

stimmung des Integrationsamts zulässig wäre. Könnte das Arbeitsverhältnis aus krank-

heitsbedingten Gründen aufgelöst werden, würde dem schwerbehinderten Arbeitnehmer 

der besondere Kündigungsschutz des SGB IX entzogen. 

Eine Auflösung des Arbeitsverhältnisses kommt daher nicht in Betracht. 

Vielmehr war die Berufung des Beklagten insgesamt zurückzuweisen. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Absatz 1 ZPO. 

Die Revision wurde gemäß § 72 Absatz 2 Nr. 1 ArbGG hinsichtlich der Abweisung des 

Auflösungsantrags zugelassen.  

Rechtsmittelbelehrung: 

 
Gegen dieses Urteil kann der Beklagte Revision einlegen, soweit sie die Abweisung des 
Auflösungsantrags betrifft. 
 
Im Übrigen wird auf § 72 a ArbGG verwiesen. 
 
Für die Klägerin ist gegen dieses Urteil kein Rechtsmittel gegeben. 
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Die Revision muss innerhalb einer Frist von einem Monat eingelegt und innerhalb einer 
Frist von zwei Monaten begründet werden. 
 
Beide Fristen beginnen mit der Zustellung des in vollständiger Form abgefassten Urteils, 
spätestens aber mit Ablauf von fünf Monaten nach der Verkündung des Urteils. 
 
Die Revision muss beim  
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99113 Erfurt 
 
Telefax-Nummer: 
0361 2636-2000 

 
eingelegt und begründet werden. 
 
Die Revisionsschrift und die Revisionsbegründung müssen von einem Rechtsanwalt unterzeichnet sein.  
 
Es genügt auch die Unterzeichnung durch einen Bevollmächtigten der Gewerkschaften und von Vereinigun-
gen von Arbeitgebern sowie von Zusammenschlüssen solcher Verbände 
- für ihre Mitglieder  
- oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder  
 
oder 
 
von juristischen Personen, deren Anteile sämtlich in wirtschaftlichem Eigentum einer der im vorgenannten 
Absatz bezeichneten Organisationen stehen,  
- wenn die juristische Person ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisati-

on und ihrer Mitglieder oder anderer Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung 
und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt 

- und wenn die Organisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. 
 
In jedem Fall muss der Bevollmächtigte die Befähigung zum Richteramt haben. 
 
Zur Möglichkeit der Revisionseinlegung mittels elektronischen Dokuments wird auf die 
Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr beim Bundesarbeitsgericht vom 
09.03.2006 (BGBl. I, 519 ff.) hingewiesen. Einzelheiten hierzu unter 
http://www.bundesarbeitsgericht.de/. 
 
 
 
 
 

Weißenfels Hellermann Stuckert 
Vorsitzende Richterin ehrenamtlicher Richter ehrenamtliche Richterin 

am Landesarbeitsgericht   
 


